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Stadtverordnetenversammlung 
 

Ö F F E N T L I C H E   N I E D E R S C H R I F T 
 

der 1. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 
am Donnerstag, 09.02.2023, 19:00 Uhr bis 19:30 Uhr 

im Großer Saal der Gallushalle 
 

 
Anwesenheiten 

Vorsitz: 
Karlheinz Erdmann  (CDU) 
 
Anwesend: 
Klaus-Peter Kreuder  (GRÜNE) 
Birgit Otto  (CDU) 
Jürgen Trüller  (FDP) 
Christina Amend  (CDU) 
Luisa Dechert  (FW) 
Burkhard Dörr  (FW) 
Ulrich Ebenhöh  (SPD) 
Sebastian Engel  (SPD) 
Reinhard Ewert  (GRÜNE) 
Uwe Feldbusch  (CDU) 
Rita Fleischer  (CDU) 
Thomas Görnert  (FW) 
Rolf Halbich  (FW) 
Daniela Jobst  (FW) 
Kai-Albrecht Jochim  (CDU) 
Christiane Keßler 
Karlheinz Koch  (CDU) 
Ernst Otto Lind  (CDU) 
Jens Müll  (FW) 
Horst Nikl  (GRÜNE) 
Daniel Raschke  (FW) 
Eberhard Schlosser  (FW) 
Michael Simon  (SPD) 
Hans-Dieter Stübenrath  (GRÜNE) 
Edwin Theiß  (GRÜNE) 
Karl Felix Trüller  (FDP) 
Jens Ufer  (FW) 
Anna-Marisa Vandenberg  (GRÜNE) 
Anita Weitzel  (SPD) 
Michael Weppler  (FDP) 
 
Vom Magistrat waren anwesend: 
Bürgermeister Marcel Schlosser  (CDU) 
Tobias Lux  (SPD) 
Jürgen Biedenkapp  (CDU) 
Rolf Rüdiger Deubel  (SPD) 
Bettina Ute Gill  (FW) 
Thomas Kreuder  (FW) 
Gislinde Löffert  (CDU) 
Volker Schlosser  (FDP) 
Lothar Theis  (FW) 
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Wilhelm Zoll  (GRÜNE) 
 
Entschuldigt fehlten: 
Ingo Hensel  (SPD) 
Fabian Schück  (FW) 
Andreas Havemann  (SPD) 
Edwin Magel  (SPD) 
Julian Sann  (CDU) 
Karl-Otto Sauer  (CDU) 
Otto Klockemann  (CDU) 
Lothar Peter  (GRÜNE) 
 
Von der Verwaltung waren anwesend: 
Schriftführer Sven Knöß 
Für die Beschallung: Brian Gillespie 
 
Gäste: 
Keine 
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Tagesordnung 
 
 
öffentliche Tagesordnungspunkte 
 

1. Begrüßung und Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, Anwesen-
heit, Beschlussfähigkeit und Feststellung der Tagesordnung 

 

 

2. Bericht der Ausschüsse gem. § 30 der Geschäftsordnung vom 
12.12.2013 

 

 

3. Bericht des Magistrates zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 
am 09.02.2023 

(VL-27/2023) 

 

4. Bericht über den Sachstand offener Anträge und Anfragen gemäß Be-
schluss vom 27.05.2021 

 

 

5. Anfragen gem. § 16 (4) der Geschäftsordnung vom 12.12.2013  
 

5.1 Situation Kinderbetreuung  
 

5.2 Sachstand Hospitalkirche  
 

5.3 Weickartshainer Teich  
 

5.4 Pendlerparkplatz BAB 5  
 

5.5 Sachstand Ausbau Glasfaser Kernstadt  
 

5.6 Immobilienkonzept  
 

5.7 Glasfaserausbau Weiterhain  
 

5.8 Klimamanager  
 

5.9 Online Terminvergabe  
 

5.10 Rampe Kita Lumda  
 

5.11 Städtischer Wohnmobilstellplatz  
 

 Teil A 
 
./. 

 

 

 Teil B  
 

6. Ortsrecht; 
Neufassung der Satzung über die Aufgaben und die Benutzung eines 
Stadtarchivs sowie die Archivierung kommunalen Archivguts 

(VL-300/2022) 

 

7. Ortsrecht; 
Änderung der Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätig-
keit 

(VL-1/2023 
1. Ergänzung) 

 

8. Interkommunale Zusammenarbeit: Teilnahme am IKZ-Projekt „Förder-
mittellotse“ des Landkreises Gießen 

(VL-3/2023 
1. Ergänzung) 

 

9. Neufestsetzung der Eintrittspreise für das städtische Freibad ab der Ba-
desaison 2023 

(VL-299/2022) 

 

10. Neukalkulation der Gebühren im Bereich Bestattungswesen 
hier: Änderung der Gebührenordnung zur Friedhofs- und Bestattungs-
ordnung der Stadt Grünberg 

(VL-5/2023 
1. Ergänzung) 

 

11. Neubau des Feuerwehrhauses in Lehnheim, Am Stangenröder Weg, für 
die beiden Ortsteile Lehnheim und Stangenrod 
hier: Beschlussvorschlag Vorentwurfsplanung und Kostenschätzung 

(VL-12/2023) 

 

12. Stadt Grünberg, Stadtteil Lehnheim – Änderung des Flächennutzungs-
planes 
Hier: Feststellungsbeschluss 

(VL-20/2023) 
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13. Stadt Grünberg, Stadtteil Lehnheim – Aufstellung des Bebauungsplanes 
99 Am Stangenröder Weg 
Hier: Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 

(VL-21/2023) 

 

14. Stadt Grünberg, Eignungsflächen für Photovoltaik-Freiflächenanlagen (VL-10/2023 
1. Ergänzung) 

 

15. Stadt Grünberg Kernstadt, Bebauungsplan „Photovoltaik-Freiflächenan-
lage Mühlenweg / Auf der Gänsweide“ 
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 

(VL-6/2023) 

 

16. Errichtung einer Photovoltaik – Freiflächenanlage in Grünberg, Gemar-
kung Grünberg, Flur 18, Flurstück 34 und 35 
hier: Städtebaulicher Vertrag 

(VL-7/2023) 

 

17. Stadt Grünberg Kernstadt, Bebauungsplan „Photovoltaik-Freiflächenan-
lage Londorfer Straße / Wartweg“ 
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 

(VL-8/2023) 

 

18. Errichtung einer Photovoltaik – Freiflächenanlage in Grünberg, Gemar-
kung Grünberg, Flur 27, Flurstücke 110, 111, 112 und 113 
hier: Städtebaulicher Vertrag 

(VL-9/2023) 

 

19. Antrag FDP - TKS wg. Schaffung einer Parkfläche (VL-22/2023) 
 

20. Antrag FDP - Anlage einer Bürger-PV-Anlage (VL-24/2023) 
 

21. Mitteilungen  
 

21.1 Haushaltsgenehmigung  
 

21.2 Partnerschaftsfeier Partnerstädte  
 

21.3 Nächster Sitzungstermin  
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Sitzungsverlauf 
öffentliche Tagesordnungspunkte 
 

1. Begrüßung und Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, Anwesenheit, Be-
schlussfähigkeit und Feststellung der Tagesordnung 

 

Herr Stadtverordnetenvorsteher Karlheinz Erdmann begrüßt die anwesenden Mitglieder der Stadtverord-
netenversammlung und des Magistrates, den Bürgermeister sowie alle anwesenden Zuhörer/innen und 
Pressevertreter zur heutigen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung und wünscht allen Anwesenden 
noch ein guten Jahr 2023. Er weist darauf hin, dass Herr Rüdiger Hefter seinen Mandatsverzicht erklärt 
hat und nun Frau Christiane Keßler als Nachrückerin für die FW-Fraktion in die Stadtverordnetenver-
sammlung eingezogen ist. Anschließend stellt er fest, dass die Einladung zur heutigen Sitzung der 
Stadtverordnetenversammlung form- und fristgerecht ergangen ist. Angesichts der Anzahl von aktuell 31 
anwesenden Stadtverordneten stellt er auch die Beschlussfähigkeit fest. Stadtverordnetenvorsteher Erd-
mann fragt an, ob es Änderungswünsche zur Tagesordnung gibt. 
 
Herr Feldbusch beantragt die Tagesordnungspunkte 15 bis 18 von der Tagesordnung zu nehmen und 
heute nicht über diese Vorlagen abzustimmen. Er begründet seinen Antrag mit der Ansicht seiner Frak-
tion, dass zunächst die unter Tagesordnungspunkt 14 zu beschließende Eignungsflächenuntersuchung 
abgewartet werden sollte, bevor in die Planungen für die ersten Einzelvorhaben eingestiegen wird. Expli-
zit weist Herr Feldbusch darauf hin, dass der Antrag seiner Fraktion keine Ablehnung gegenüber der PV-
Technik sei, sondern lediglich eine zeitliche Verschiebung der beiden Projekte bedeute. 
 
Herr Ebenhöh, verweist auf seine ähnlichen Ausführungen dazu in den Ausschussberatungen. Er erklärt 
jedoch, dass die Stadt nichts aus der Hand gebe, wenn man diesen Vorlagen heute zustimme. Seitens 
der Stadt müsse den Planern der Vorhaben lediglich deutlich gesagt werden, dass man sich jegliche Än-
derungen im Zuge der Entscheidungsfindung vorbehalte. 
 
Herr Müll schließt sich für seine Fraktion den Ausführungen von Herrn Feldbusch an und ergänzt, dass 
die Umsetzung der Eignungsflächenuntersuchung priorisiert und zeitlich forciert werden müsse. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt Stadtverordnetenvorsteher Erdmann über den Antrag 
von Herrn Feldbusch abstimmen. 
 
Abstimmungsergebnis: 24 Ja-Stimmen, 5 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen 
 
Damit ist der Antrag angenommen und die Tagesordnungspunkte 15 bis 18 werden von der Tagesord-
nung abgesetzt. 
 
2. Bericht der Ausschüsse gem. § 30 der Geschäftsordnung vom 12.12.2013 

 

Der Vorsitzende des Sozial- und Kulturausschusses, Herr Sebastian Engel, berichtet, dass dieser Aus-
schuss in seiner Sitzung am 31.01.2023 keine eigenständigen Beschlüsse gefasst hat.  
Der Vorsitzende des Bau-, Landwirtschafts-, Umwelt- und Verkehrsausschusses, Herr Klaus-Peter Kreu-
der, berichtet, dass dieser Ausschuss in seiner Sitzung am 01.02.2023 einen eigen- 
ständigen Beschluss gefasst hat. Hierbei wurde Herr Julian Reinhardt zum Schriftführer gewählt. 
Anschließend berichtet der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, dass dieser 
Ausschuss in seiner Sitzung am 07.02.2023 einen eigenständigen Beschluss hinsichtlich eines Grund-
stücksankaufs gefasst hat. 
 
3. Bericht des Magistrates zur Sitzung der Stadtverordnetenversamm-

lung am 09.02.2023 
VL-27/2023 

 

Herr Stadtverordnetenvorsteher Karlheinz Erdmann fragt nach, ob zum vorgelegten Bericht des Magis-
trates Fragen oder Anregungen vorgebracht werden. 
 
Herr Kreuder erkundigt sich nach den Vor- und Nachteilen des Beitritts der Stadt Grünberg zum Waldbe-
sitzerverband. Bürgermeister Schlosser führt aus, dass hierdurch nur Vorteile entstünden und dass man 
sich insbesondere eine bessere Vertretung in forstrechtlichen und forstwirtschaftlichen Fragen durch die 
neue Mitgliedschaft erhoffe. 
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Herr Kreuder möchte wissen, ob auch andere Kommunen bereits beigetreten seien. Bürgermeister 
Schlosser bestätigt dies und berichtet, dass die Stadtwaldstiftung Laubach bereits sehr früh dem Ver-
band beigetreten ist. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen zum Magistratsbericht vorliegen, ruft Stadtverordnetenvorsteher Erd-
mann den Tagesordnungspunkt 4 auf. 
 
Beschluss: 
Dem Bericht des Magistrates zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 09.02.2023 wird in über-
arbeiteter Form zugestimmt. 
 
4. Bericht über den Sachstand offener Anträge und Anfragen gemäß Beschluss vom 

27.05.2021 
 

Herr Stadtverordnetenvorsteher Karlheinz Erdmann verweist hierzu auf den Inhalt der beige-fügten Vor-
lage hinsichtlich der Sachstände zu noch offenen Anträgen und Anfragen gemäß Beschluss der Stadt-
verordnetenversammlung vom 27.05.2021. 
 
Herr Ebenhöh erkundigt sich nach dem weiteren Verfahren des noch im Geschäftsgang befindlichen An-
trages der SPD-Fraktion zwecks Bereitstellung von jährlich 10.000 Euro für aktive ehrenamtliche Mitglie-
der der Feuerwehren. Insbesondere bittet er um Berichterstattung zu dieser Sache aus der Sitzung des 
Feuerwehrbeirates. Bürgermeister Schlosser entgegnet, dass der Feuerwehrbeirat zahlreiche Ideen und 
Vorschläge in dieser Sache erarbeitet hat. Über die Ergebnisse sollen die Fraktion über ihre jeweiligen 
Vertreter im Beirat informiert werden. Darüber hinaus wird sich der Ältestenrat in seiner nächsten Sit-
zung nochmal mit der Thematik auseinandersetzen. 
 
Frau Weitzel erkundigt sich nach dem Stand des Mehrgenerationenplatz im Brunnental. Bürgermeister 
Schlosser teilt hierzu mit, dass bei einem Termin mit der unteren Naturschutzbehörde die Rahmenbedin-
gungen besprochen wurden und die Planungen weiter vorangetrieben bzw. angepasst werden können, 
um anschließend der Stadtverordnetenversammlung vorgelegt zu werden. 
 
Bürgermeister Schlosser teilt mit, dass zum Antrag der FDP-Fraktion betreffend die Amortisationsdauer 
von Photovoltaikanlagen vom 21. Juni 2018 eine Aufstellung für alle Anlagen, für welche bereits mehr-
jährige Erfahrungswerte vorliegen, durch die Fachabteilung erstellt wurde. Die Übersicht wird dem Proto-
koll als Anlage beigefügt.  
 
5. Anfragen gem. § 16 (4) der Geschäftsordnung vom 12.12.2013 

 

5.1 Situation Kinderbetreuung 
 

Für die FW-Fraktion erkundigt sich Herr Jens Müll nach der aktuellen Situation betreffend der Kinderbe-
treuung in den städtischen Kindergärten. Aus der Elternschaft seien an seine Fraktion Meldungen heran-
getragen worden, dass es insbesondere im Bereich der Nachmittagsbetreuung verstärkt Betreuungsaus-
fälle aufgrund personeller Engpässe zu beklagen seien. 
 
Bürgermeister Schlosser erklärt dazu, dass im Bereich der Kinderbetreuung ein massiver Wettbewerb um 
Personal, bei gleichzeitigem großen Fachkräftemangel, stattfinde. Diese Probleme seien bekannt und be-
treffen so gut wie alle Kommunen. Hinzu kommt, so der Bürgermeister, dass viele Erziehrinnen/Erzieher 
gerne wohnortnah arbeiten möchten und daher innerhalb der Kindergärten wechseln. Er bestätigt, dass 
die Personalgewinnung eine schwierige Aufgabe sei, an der seitens der Stadt aber intensiv gearbeitet 
werde. Unteranderem erhofft man sich durch attraktivere Ausschreibungen neues Personal zu gewinnen. 
 
5.2 Sachstand Hospitalkirche 

 

Für die CDU-Fraktion erkundigt sich Frau Otto nach dem Sachstand in Sachen Hospitalkirche. Bürger-
meister Schlosser erläutert, dass vor dem Hintergrund einer gefahrlosen Nutzung der Kirche eine Sicher-
heitsprüfung der Elektrik durchgeführt wird. Diese wird aus vorhandenen Restmitteln finanziert. Weiterhin, 
so der Bürgermeister, habe man das für die Kostenaufstellung beauftragte Unternehmen gebeten diese 
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nochmals dahingehend zu überarbeiten, dass zunächst nur die absolut nicht aufschiebbaren Maßnahmen 
umgesetzt werden. 
 
Bezügliche eines möglichen Verkaufes seien noch zahlreiche Fragen zu klären. Zusätzlich gebe es Hohe 
rechtliche Hürden aufgrund der seinerzeitigen Vertragsgestaltung mit der Kirche im Zuge der Übernahme 
der Hospitalkirche. 
 
5.3 Weickartshainer Teich 

 

Für die SPD-Fraktion möchte Herr Ebenhöh wissen, was derzeit baulich im Bereich des Weickartshainer 
Teichs passiere und wie man mit der Firma verblieben sei. Bürgermeister Schlosser erklärt, dass man mit 
der Firma vereinbart habe, dass diese sich den Teich nochmal anschauen und im Rahmen der Gewähr-
leistung nacharbeiten solle.  Über bereits bauliche Maßnahme ist ihm aktuell noch nichts bekannt, die 
Verwaltung werde aber hier dranbleiben. 
 
5.4 Pendlerparkplatz BAB 5 

 

Herr Theiß möchte wissen, wer für die Unterhaltung des Pendlerparkplatzes an der BAB 5 in Lumda zu-
ständig sei. Bürgermeister Schlosser erklärt, dass diese Aufgabe der Stadt Grünberg sowie der Gemeinde 
Rabenau zukomme. Herr Theiß regt an, dass hier nach dem sich vor einigen Wochen ereigneten Ölunfall 
noch einiges nachzuarbeiten ist. Bürgermeister Schlosser sagt zu diese zu prüfen. 
 
5.5 Sachstand Ausbau Glasfaser Kernstadt 

 

Für die FDP-Fraktion erkundigt sich Herr Weppler nach dem Baufortschritt des Glasfaserausbau in der 
Kernstadt. Bürgermeister Schlosser berichtet von zügigem Baufortschritt bei sachgemäßer Ausführung 
durch die Telekom. Bezüglich des Bauzeitenplan teilt er mit, dass bis zum Gallusmarkt alles abgeschlos-
sen sein soll. 
 
5.6 Immobilienkonzept 

 

Für die Freien Wähler möchte Herr Müll wissen, wie der Zeitplan bezüglich der Erstellung eines Immobili-
enkonzeptes aussieht. Bürgermeister Schlosser erklärt, dass derzeit alle Daten aus der seitherigen Excel-
übersicht in ein neues Immobilienmanagementprogramm eingepflegt werden. Im nächsten Schritt soll 
dann intern zusammengestellt werden, welche Maßnahmen bei welchem Gebäude in der nächsten Zeit 
anstehen. Darin ebenfalls einfließen, sollen die Erkenntnisse des Infrastrukturprojektes im Bereich Feuer-
wehr, so dass man eine langfristige Übersicht erhält was auf die Stadt Grünberg in den kommenden Jah-
ren zukommt und welche Optionen man für welches Gebäude dann in Betracht zieht. 
 
5.7 Glasfaserausbau Weiterhain 

 

Für die SPD-Fraktion fragt Frau Weitzel nach dem Sachstand der Bauarbeiten in Weitershain. Bürger-
meister Schlosser führt aus, dass hier das von der Firma Goetel beauftragte Subunternehmen Ansprech-
partner für die Stadt sei. Die Arbeit sei sehr unzufriedenstellend. Derzeit hat man der ausführenden Firma 
keine Aufbruch-Genehmigung für weitere Arbeiten erteilt und die Arbeiten ruhen. Die Firma Goetel hat 
ihrer Sub-Firma mitgeteilt, dass die fehlerhaften Arbeiten bitte entsprechend nachgearbeitet werden sol-
len. Zusammenfassend sei das Ganze sehr unklar und einfach unbefriedigend. Frau Weitzel berichtet, 
dass bereits versucht bzw. daran gearbeitet wurde entstandene Schäden zu beheben. Hier sei die Firma 
ProNetz-Ausbau für die Firma Goetel tätig. Bürgermeister Schlosser erklärt, dass weitere aktuellere Infor-
mation insbesondere bezüglich eines Weiterausbaus derzeit nicht vorliegen. 
 
5.8 Klimamanager 

 

Für die Grünen fragt Herr Nikl nach, wann mit der Einstellung des Klimamanagers zu rechnen sei. Bürger-
meister Schlosser erklärt, dass seitens des LK Gießen der Förderantrag noch nicht beim Bund eingereicht 
wurde. Eine Ausschreibung kann erst nachdem der Antrag eingereicht und entsprechend genehmigt 
wurde durchgeführt werden. 
 
5.9 Online Terminvergabe 
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Für die Freien Wähler möchte Frau Dechert wissen, ob für das Bürgerbüro im zuge der Umsetzung des 
Online Zugangsgesetzes eine Onlineterminvergabe vorgesehen ist. Bürgermeister Schlosser entgegnet, 
dass dies definitiv vorgesehen sei, aber noch nicht technische umgesetzt wurde. 
 
5.10 Rampe Kita Lumda 

 

Frau Weitzel fragt für die SPD-Fraktion nach der Fertigstellung der Rampe im Kindergarten Lumda. Bür-
germeister Schlosser erklärt, dass die ausführende Firma Lieferengpässe bei Material gehabt habe, und 
dass die Umsetzung derzeit für Mai 2023 vorgesehen ist. 
 
5.11 Städtischer Wohnmobilstellplatz 

 

Herr Kreuder stellt für die Grünen die Frage, ob sich der Magistrat schon mit der weiteren Notwendigkeit 
eines städtischen Wohnmobilstellplatzes beschäftigt habe. Da ja mittlerweile ein ausreichendes und mo-
dernes privates Angebot bestehe, könne man ggf. auf einen städtischen verzichten. Bürgermeister Schlos-
ser verneint dies wird es aber entsprechend weitergeben. 
 
 Teil A 

 
./. 

 

 Teil B 
 

6. Ortsrecht; 
Neufassung der Satzung über die Aufgaben und die Benutzung eines 
Stadtarchivs sowie die Archivierung kommunalen Archivguts 

VL-300/2022 

 

Der Vorsitzende des Sozial- und Kulturausschusses, Herr Sebastian Engel, berichtet aus der Sitzung am 
31.01.2023 und erklärt, dass dieser Ausschuss der Vorlage einstimmig mit 11 Ja-Stimmen zugestimmt 
hat. 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, berichtet aus der Sitzung am 
07.02.2023 und teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Vorlage ebenfalls einstimmig mit 11 
Ja-Stimmen zugestimmt hat. 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, bittet Stadtverordnetenvorsteher Erdmann um Abstimmung zur Vor-
lage. 
 
Beschluss: 
Gemäß §§ 5 und 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 
7.3.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 29 Absatz 4 des Gesetzes vom 11. Dezember 
2020 (GVBl. S. 915), i.V.m. § 18 des Hessischen Archivgesetzes (HArchivG) vom 13. Oktober 2022 (GVBl. 
S. 493), hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Grünberg am …… folgende Satzung über die 
Aufgaben und die Nutzung des Stadtarchivs Grünberg beschlossen: 
 

Satzung über die Aufgaben und die Nutzung des Stadtarchivs Grünberg 
 

§ 1 Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen 
 

(1) Diese Satzung regelt den Umgang mit und die Nutzung von öffentlichem Archivgut der Stadt Grün-
berg.  

(2) Öffentliches Archivgut sind alle Unterlagen der Stadt Grünberg oder sonstigen anbietungspflichtigen 
städtischen Stellen bzw. Rechtspersönlichkeiten,  

1. für die das Archiv die Archivwürdigkeit festgestellt hat,  

2. die dem Archiv übergeben wurden und  

3. die vom Archiv zu Archivgut umgewidmet wurden.  
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Als öffentliches Archivgut gelten auch archivwürdige Unterlagen, die das Archiv zur Ergänzung seines 
Archivguts gesammelt, erworben oder übernommen hat. 
 
(3) Unterlagen sind alle Schrift-, Bild- und Tondokumente sowie andere Informationsobjekte unabhängig 
von ihrem Trägermaterial oder Speicherungsform sowie alle Hilfsmittel und ergänzende Daten für ihre 
Ordnung, Nutzung und Auswertung. 

(4) Archivwürdig sind Unterlagen, die von bleibendem Wert sind 
 
1. aufgrund ihrer politischen, rechtlichen, wirtschaftlichen, sozialen oder kulturellen Bedeutung für die Er-
forschung und das Verständnis von Geschichte und Gegenwart 

2. für die Sicherung berechtigter Interessen der Bürgerinnen und Bürger 

3. für die Rechtswahrung oder die auf Grund von Rechtsvorschriften dauernd aufzubewahren sind. 
 

§ 2 Stellung und Aufgaben des Archivs 
 

(1) Die Stadt Grünberg unterhält ein Archiv. 
 
(2) Das Stadtarchiv hat die Aufgabe, bei städtischen Stellen angefallene Unterlagen, die zur Aufgabener-
füllung nicht mehr benötigt werden, nach Feststellung der Archivwürdigkeit gemäß § 3 Abs. 6 zu archi-
vieren.  

(3) Die Archivierung umfasst die Aufgaben, die Archivwürdigkeit von Unterlagen festzustellen, diese zu 
übernehmen, sie sachgemäß aufzubewahren, dauerhaft zu sichern, deren Integrität und Authentizität zu 
bewahren sowie sie zu erhalten, instand zu setzen, zu erschließen, verfügbar zu machen und für die 
Nutzung bereitzustellen.  

(4) Als städtische Stellen gelten auch 
 
1. städtische Eigenbetriebe sowie 

2. juristische Personen des Privatrechts, wenn sie nicht am wirtschaftlichen Wettbewerb teilnehmen und 
der Stadt mehr als die Hälfte der Anteile oder Stimmen zusteht. 
 
(5) Das Stadtarchiv ist an allen grundsätzlichen Fragen zu beteiligen, die Folgen für eine mögliche spä-
tere Archivierung der Unterlagen haben (z. B. Aktenplan, Aktenordnung, Einsatz von Recyclingpapier, 
Einsatz von Mikrofilmen, Einführung und Änderung technischer Systeme zur Erstellung und Speicherung 
von Unterlagen). 

(6) Das Stadtarchiv kann Dokumentationsmaterialien zur Ergänzung seines Archivguts sammeln. Es 
kann Archivgut privater Herkunft aufnehmen. 

(7) Das Stadtarchiv trägt zur Erforschung und Kenntnis der Stadtgeschichte bei. 
 

§ 3 Anbietung, Bewertung und Übernahme von Unterlagen 
 

(1) Die städtischen Stellen sind verpflichtet, alle Unterlagen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr 
erforderlich sind und deren Aufbewahrungsfristen abgelaufen sind, auszusondern. Die Stellen prüfen in 
regelmäßigen Abständen, mindestens aber alle fünf Jahre, welche Teile ihrer Unterlagen für die laufen-
den Dienstgeschäfte nicht mehr benötigt werden. Unterlagen sind dabei spätestens 30 Jahre nach ihrer 
Entstehung auszusondern, soweit nicht Rechtsvorschriften andere Aufbewahrungsfristen bestimmen. 

(2) Ausgesonderte Unterlagen sind von der abgebenden Stelle mit einer Anbietungsliste dem Archiv voll-
ständig zur Übernahme anzubieten. Anzubieten sind auch Unterlagen, 
 
1. die besonderen Rechtsvorschriften über Geheimhaltung oder des Datenschutzes unterworfen sind, 

2. die aufgrund besonderer Vorschriften in der Verarbeitung hätten eingeschränkt, gelöscht oder vernich-
tet werden müssen, 

3. sowie Daten nach Art. 9 und 10 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-
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ner Daten zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundver-
ordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S. 1, Nr. L 314 S.72) enthalten. 
 
(3) Dem Stadtarchiv sind auch Belegstücke sämtlicher Veröffentlichungen und amtlicher Drucksachen 
der Stadt sowie die ausgesonderten Bücher aus den Dienstbibliotheken der städtischen Stellen anzubie-
ten. 

(4) Technische Kriterien für die Übernahme digitaler Unterlagen (insbes. Dateiformate, Form der Über-
mittlung) legen die anbietende Stelle und das Stadtarchiv vorab im Grundsatz fest.  

(5) Auf die Anbietung von offensichtlich nicht archivwürdigen Unterlagen und Daten darf nur im Einver-
nehmen mit dem Stadtarchiv verzichtet werden. 

(6) Das Stadtarchiv entscheidet über die Archivwürdigkeit der ausgesonderten Unterlagen (Bewertung) 
und die Übernahme in das Stadtarchiv. Zur Feststellung der Archivwürdigkeit ist dem Archiv auch vor 
Ablauf der Aufbewahrungsfristen Einsicht in die Unterlagen der abgebenden Stelle zu gewähren. 

(7) Die abgebende Stelle hat die Unterlagen unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb eines Jahres mit 
einer Abgabeliste an das Archiv zu übergeben. Mit der Übernahme gehen die Unterlagen in die aus-
schließliche Verfügungsgewalt des Stadtarchivs über. Die Abgabeliste ist dauernd aufzubewahren.  
 

§ 4 Vernichtung von Unterlagen 
 

Die städtischen Stellen dürfen Unterlagen nur vernichten oder Daten nur löschen, wenn das Stadtarchiv 
die Übernahme abgelehnt oder nach § 3 Abs. 5 auf eine Anbietung verzichtet hat. 
 

§ 5 Nutzung des Archivgutes 
 

(1) Die Nutzung des Archivgutes nach Maßgabe der Archivsatzung steht jeder Person zu, soweit sich 
aus Rechtsvorschriften oder Vereinbarungen mit Eigentümerinnen oder Eigentümern Archivguts privater 
Herkunft nichts anderes ergibt. 

(2) Arten der Nutzung: 
 
1. Archivgut wird grundsätzlich durch persönliche Einsichtnahme im Archiv genutzt. 

2. Zusätzlich ist eine mündliche oder schriftliche Auskunftserteilung möglich, die eine Vorlage oder Ab-
gabe von Reproduktionen gemäß der Gebührenordnung einschließen kann. 

3. Die schriftliche oder mündliche Auskunftserteilung kann sich auf Hinweise zu einschlägigem Archivgut 
beschränken. 

4. Über die Art der Nutzung entscheidet das Archiv. Ein Anspruch auf Vorlage von Archivgut in der ur-
sprünglichen Überlieferungsform besteht grundsätzlich nicht. 
 
(3) Über die Erteilung der Nutzungsgenehmigung und die Art der Nutzung entscheidet das Stadtarchiv 
auf der Grundlage der Archivsatzung. 
 

§ 6 Nutzungsantrag 
 

(1) Die Nutzung ist schriftlich, gegebenenfalls auf Verlangen des Archivs online, zu beantragen. Die Nut-
zerin oder der Nutzer hat sich auf Verlangen auszuweisen.  

(2) In dem Nutzungsantrag ist anzugeben: 
 
1. Name, Vorname und Anschrift der Antragstellerin oder des Antragstellers, 

2. Name, Vorname und Anschrift der Auftraggeberin oder des Auftraggebers, wenn die Nutzung im Auf-
trag erfolgt, 

3. das Nutzungsvorhaben mit zeitlicher und sachlicher Eingrenzung, 

4. ggf. die Absicht der Veröffentlichung. 
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(3) Für jedes Nutzungsvorhaben ist ein eigener Nutzungsantrag zu stellen. Der Nutzungsantrag gilt nur 
für das laufende Kalenderjahr und das angegebene Nutzungsvorhaben. Wechselt der Nutzer sein Nut-
zungsvorhaben oder beginnt ein neues Kalenderjahr, hat er erneut einen Antrag zu stellen. 

(4) Die Nutzerin oder der Nutzer hat sich zur Beachtung der Archivsatzung zu verpflichten und die 
Kenntnisnahme der Hinweise zum Datenschutz zu bestätigen. 

(5) Bei schriftlichen oder mündlichen Anfragen kann auf einen schriftlichen Nutzungsantrag verzichtet 
werden. 
 

§ 7 Schutzfristen 
 

Die Nutzung von Unterlagen, die einer Schutzfrist oder Nutzungseinschränkung unterliegen, richtet sich 
nach § 7 Abs. 2, § 8 und § 9 HArchivG. Für die Veröffentlichung von Erschließungsdaten im Internet wird 
die Anwendung der für das Hessische Landesarchiv geltenden Rechtsgrundsätze in ihrer jeweils gülti-
gen Fassung empfohlen. 
 

§ 8 Einschränkung oder Versagung der Nutzungsgenehmigung 
 

(1) Die Nutzung von Archivgut ist einzuschränken oder zu versagen, wenn Grund zu der Annahme be-
steht, dass 
 
1. dem Wohl der Stadt, dem Wohl der Bundesrepublik Deutschland oder der Länder wesentliche Nach-
teile erwachsen, 

2. schutzwürdige Belange Betroffener oder Dritter beeinträchtigt werden oder 

3. Vereinbarungen mit der Eigentümerin oder dem Eigentümer Archivguts privater Herkunft entgegenste-
hen.  
 
(2) Darüber hinaus kann die Nutzung auch eingeschränkt oder versagt werden, wenn 
 
1. die Antragstellerin oder der Antragsteller schwerwiegend gegen die Archivsatzung verstoßen oder 
ihr/ihm erteilte Auflagen nicht eingehalten hat, 
2. der Ordnungszustand des Archivgutes eine Nutzung nicht zulässt, 

3. der Erhaltungszustand des Archivgutes gefährdet werden würde oder 

4. durch die Nutzung ein nicht vertretbarer Verwaltungsaufwand entsteht. 
 
(3) Die Nutzungsgenehmigung kann mit Bedingungen und Auflagen versehen werden. Dies gilt insbe-
sondere, wenn gesetzliche Schutzfristen nach § 7 verkürzt werden oder wenn eine Vereinbarung mit der 
Eigentümerin oder dem Eigentümer Archivguts privater Herkunft vorliegt. 
 
(4) Die Nutzungsgenehmigung kann widerrufen oder zurückgenommen werden, insbesondere wenn: 
 
1. Angaben im Nutzungsantrag nicht oder nicht mehr zutreffen, 

2. nachträglich Gründe bekannt werden, die zur Versagung der Nutzung geführt hätten, 

3. die Nutzerin oder der Nutzer schwerwiegend gegen die Archivsatzung verstößt oder ihr/ihm erteilte 
Auflagen nicht einhält oder 

4. die Nutzerin oder der Nutzer Urheber- und Persönlichkeitsschutzrechte sowie schutzwürdige Belange 
Betroffener nicht beachtet. 
 

§ 9 Ort und Zeit der Nutzung 
 

(1) Das Archivgut wird während der festgesetzten Öffnungszeiten in den dafür bestimmten Räumen zur 
Einsichtnahme vorgelegt. 

(2) Das Betreten der Magazine durch Nutzerinnen und Nutzer ist untersagt. 
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(3) Die Nutzerin oder der Nutzer hat sich im Nutzungsraum so zu verhalten, dass andere Personen nicht 
behindert oder belästigt werden. Zum Schutz des Archivgutes ist es insbesondere untersagt, im Nut-
zungsraum zu rauchen, zu essen oder zu trinken. Taschen, Mäntel und dergleichen dürfen nicht in den 
Nutzungsraum mitgenommen werden. 
 

§ 10 Vorlage von Archivgut 
 

(1) Archivgut ist sorgfältig zu behandeln und in gleicher Ordnung und in gleichem Zustand, wie es vorge-
legt wurde, spätestens am Ende der jeweiligen Öffnungszeit wieder zurückzugeben. Es ist untersagt, die 
Reihenfolge der Dokumente zu verändern, Bestandteile des Archivguts zu entfernen, Vermerke im Ar-
chivgut anzubringen oder vorhandene zu tilgen sowie Archivgut als Schreib- oder Durchzeichnungsun-
terlage zu verwenden.  
 
2) Bemerkt die Nutzerin oder der Nutzer Schäden an dem Archivgut, so hat sie/er dies unverzüglich dem 
Aufsichtspersonal anzuzeigen. 

(3) Das Stadtarchiv kann den Umfang des gleichzeitig vorzulegenden Archivgutes beschränken; es kann 
die Bereithaltung zur Nutzung zeitlich begrenzen. 

(4) Auf die Versendung von Archivgut zur Nutzung außerhalb des Stadtarchivs besteht kein Anspruch. 
Archivgut kann zu Ausstellungszwecken auf Kosten der Ausleihenden ausgeliehen werden. Die Ausleihe 
kann von Auflagen abhängig gemacht werden. Für die Ausleihe zu Ausstellungszwecken ist ein Leihver-
trag abzuschließen. 
 

§ 11 Reproduktionen und Editionen 
 

(1) Die Stadt kann gestatten, dass von Archivgut Reproduktionen angefertigt und publiziert werden und 
dass Archivgut für Editionen verwendet wird. Die Reproduktionen dürfen nur für den freigegebenen 
Zweck unter der Angabe der Quelle (mindestens Archiv, Signatur) verwendet werden. Veränderungen, 
Bearbeitungen und sonstige Abwandlungen bereitgestellter Daten sind mit einem Veränderungshinweis 
in der Quellenangabe zu versehen. 

(2) Bei Reproduktionen und Editionen von Archivgut privater Herkunft ist die Einwilligung der Eigentüme-
rin oder des Eigentümers einzuholen. 
 

§ 12 Auswertung des Archivgutes 
 

(1) Die Nutzerin oder der Nutzer hat bei der Auswertung der aus dem Archivgut gewonnenen Erkennt-
nisse die Rechte der Stadt sowie die Urheber- und Persönlichkeitsrechte Dritter zu wahren. Sie/Er hat 
die Stadt auf Verlangen von Ansprüchen Dritter durch schriftliche Erklärung freizustellen. 

(2) Bei der Veröffentlichung aus dem Archivgut gewonnener Erkenntnisse ist die Quelle (mindestens Ar-
chiv, Signatur) anzugeben. 
 
 

§ 13 Rechte Betroffener 
 

Das Recht Betroffener auf Auskunft aus dem Archivgut und auf Berichtigung von Unterlagen richtet sich 
nach § 10 HArchivG. 
 

§ 14 Haftung 
 

(1) Die Nutzerin oder der Nutzer haftet für die von ihr/ihm verursachten Verluste oder Beschädigungen 
des überlassenen Archivgutes sowie für sonstige bei der Nutzung des Stadtarchivs verursachte Schä-
den. Dies gilt nicht, wenn die Nutzerin oder der Nutzer nachweist, dass sie/ihn kein Verschulden trifft. 
 
(2) Die Stadt haftet bei der Vorlage von Archivgut oder Reproduktionen nur für Schäden, die auf Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zurückzuführen sind. 
 

§ 15 Gebühren und Auslagen 
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(1) Die Erhebung von Gebühren und Auslagen richtet sich nach der Verwaltungsgebührensatzung der 
Stadt.  

(2) Bei der Nutzung des Archivgutes für wissenschaftliche, ortsgeschichtliche oder Unterrichtszwecke 
kann auf die Erhebung von Gebühren verzichtet werden. 
 

§ 16 Inkrafttreten 
 

Die Satzung über die Aufgaben und die Nutzung des Stadtarchivs Grünberg tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die seitherige Archivsatzung außer Kraft. 
 
Grünberg, den  
 
Der Magistrat  
der Stadt Grünberg 
 
Marcel Schlosser 
Bürgermeister 
 
Abstimmungsergebnis: 
31 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
 
7. Ortsrecht; 

Änderung der Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche Tä-
tigkeit 

VL-1/2023 
1. Ergänzung 

 

Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, berichtet aus der Sitzung am 
07.02.2023 und teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Vorlage einstimmig mit 11 Ja-Stim-
men zugestimmt hat. 
 
Da niemand das Wort zur Vorlage wünscht, lässt Stadtverordnetenvorsteher Erdmann über den Tages-
ordnungspunkt abstimmen. 
 
Beschluss: 
Aufgrund des § 6 der Hessischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
07.03.2005 (GVBl I S. 142), zuletzt geändert durch Art. 2 u. 3 des Gesetzes vom 11.12.2020 (GVBl. 
S. 915), hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Grünberg in ihrer Sitzung am …. diese 4. Ände-
rungssatzung der Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit der Stadt Grünberg be-
schlossen: 
 

4. Änderung der Satzung über die Entschädigung für  
ehrenamtliche Tätigkeit 

 
Artikel I 
 
§ 1 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

 
§ 1 

Verdienstausfall 
 

(5) Selbständig Tätige erhalten auf Antrag anstelle des Durchschnittssatzes eine Verdienstausfallpau-
schale je Stunde, die im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft gemachten Einkommens festgesetzt 
wird. Der Höchstbetrag der Verdienstausfallpauschale je Stunde beträgt 60,00 €. Der Anspruch auf Zah-
lung des Durchschnittssatzes wird beschränkt auf Werktage, und zwar montags bis samstags von 7.00 
Uhr bis 19.00 Uhr. 

 
Artikel II 
 
Die übrigen §§ der Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit bleiben unverändert. 
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Artikel III 
 
Die vorstehende 4. Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
35305 Grünberg, den  
 
DER MAGISTRAT 
DER STADT GRÜNBERG 
 
Marcel Schlosser 
Bürgermeister 
 
Abstimmungsergebnis: 
31 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
 
8. Interkommunale Zusammenarbeit: Teilnahme am IKZ-Projekt „Förder-

mittellotse“ des Landkreises Gießen 
VL-3/2023 

1. Ergänzung 
 

Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, berichtet aus der Sitzung am 
07.02.2023 und teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Vorlage einstimmig mit 11 Ja-Stim-
men zugestimmt hat. 
 
Da auch zu  dieser Vorlage keine Wortmeldungen vorliegen, lässt Stadtverordnetenvorsteher Erdmann 
über den Tagesordnungspunkt abstimmen. 
 
Beschluss: 
1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Teilnahme am IKZ-Projekt „Fördermittellotse“. 
 
2. Zur Umsetzung des Projektes wird der Magistrat beauftragt, mit dem Landkreis Gießen sowie den 
sonstigen teilnehmenden Kommunen eine entsprechende öffentlich-rechtliche Vereinbarung auf der 
Grundlage des als Anlage 1 beigefügten Entwurfes abzuschließen, wenn absehbar ist, dass mindes-
tens 10 Kommunen teilnehmen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
31 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
 
9. Neufestsetzung der Eintrittspreise für das städtische Freibad ab der 

Badesaison 2023 
VL-299/2022 

 

Der Vorsitzende des Sozial- und Kulturausschusses, Herr Sebastian Engel, berichtet aus der Sitzung am 
31.01.2023 und erklärt, dass dieser Ausschuss der Vorlage mit der Änderung einer zusätzlichen Auf-
nahme von Auszubildenden mit Nachweis als Ermässigungsberechtigte, einstimmig mit 11 Ja-Stimmen 
zugestimmt hat. 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, berichtet aus der Sitzung am 
07.02.2023 und teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Vorlage, mit den Änderungen des 
Sozial- und Kulturausschusses ebenfalls einstimmig mit 11 Ja-Stimmen zugestimmt hat. 
 
Frau Weitzel findet es sehr gut, dass der bisher bereits zweimal von der SPD-Fraktion gestellte Antrag 
für einen kostenfreien Eintritt für Schüler bis 18 Jahren in den Sommerferien, jetzt Berücksichtigung in 
der Vorlage gefunden hat, so dass in diesem Jahr kein erneuter Antrag notwendig wird. 
 
Da sonstige Wortmeldungen nicht vorliegen, lässt Stadtverordnetenvorsteher Erdmann über die Vorlage 
abstimmen. 
 
Beschluss: 
Die Eintrittspreise für das städtische Freibad werden ab der Badesaison 2023 wie folgt festgesetzt: 
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    1. Einzelkarten 
  
 a) Erwachsene      4,00 € 
 b) Kinder bis 18 Jahre     3,00 € 
     Schüler/Innen (nur mit Nachweis) 
     Auszubildende (nur mit Nachweis) 
     Studenten/Innen (nur mit Nachweis) 
     Schwerbehinderte (nur mit Nachweis) 
 c) Kinder bis zur Vollendung des 3. Lebensjahres  frei 
 d) Familien-Tageskarte     10,00 € 
     (hierzu zählen alle im Haushalt lebende  

    Personen bis zur Vollendung des  
    25. Lebensjahres, wenn sie sich 

     noch in Ausbildung, Schule oder Studium 
     befinden - mit Nachweis) 
 e) Sommerferien 
      Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre   frei 
 
    2. Dauerkarten 
 
 a) Erwachsene      65,00 € 
 b) Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre   25,00 € 
     Schüler/Innen (nur mit Nachweis) 
     Auszubildende (nur mit Nachweis) 
     Studenten/Innen (nur mit Nachweis) 
     Schwerbehinderte (nur mit Nachweis) 
 c) Familien       110,00 € 
     (hierzu zählen alle im Haushalt lebende  

    Personen bis zur Vollendung des  
    25. Lebensjahres, wenn sie sich 

     noch in Ausbildung, Schule oder Studium 
     befinden - nur mit Nachweis) 
  d) Alleinerziehende (analog c)    75,00 € 
 
    3. Zehnerkarten 
 
 a) Erwachsene               35,00 € 
 b) Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre            20,00 € 
     Schüler/Innen (nur mit Nachweis) 
     Auszubildende (nur mit Nachweis) 
     Studenten/Innen (nur mit Nachweis) 
     Schwerbehinderte (nur mit Nachweis) 
 
    4. Gruppen ab 15 Personen              entfällt 
 
    5. Schulklassen                frei 
 
    Inhaber der Ehrenamts-Card werden beim Kauf von Einzel-, Zehner- und Dauerkarten     
    Kindern, Schülern, Auszubildenden, Studenten und Schwerbehinderten gleichgestellt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
31 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
 
10. Neukalkulation der Gebühren im Bereich Bestattungswesen 

hier: Änderung der Gebührenordnung zur Friedhofs- und Bestat-
tungsordnung der Stadt Grünberg 

VL-5/2023 
1. Ergänzung 

 

Der Vorsitzende des Sozial- und Kulturausschusses, Herr Sebastian Engel, berichtet aus der Sitzung am 
31.01.2023 und erklärt, dass dieser Ausschuss der Vorlage mit einer Änderung im § 11, bei den Positio-
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nen 2. und 3. die Beträge für den Erwerbe des Nutzungsrechtes auf jeweils 380,- Euro anzupassen, ein-
stimmig mit 11 Ja-Stimmen zugestimmt hat. 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, berichtet aus der Sitzung am 
07.02.2023 und teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Vorlage, mit den Änderungen des 
Sozial- und Kulturausschusses ebenfalls einstimmig mit 11 Ja-Stimmen zugestimmt hat. 
 
Herr Kreuder wünscht sich für die, von Bürgermeister Schlosser für das Jahr 2024 angekündigte Anpas-
sung der Friedhofssatzung eine frühzeitige Beteiligung und Einbindung der Ortsbeiräte. Bürgermeister 
Schlosser hält dies für eine gute Idee und schlägt vor, dass zunächst von der Verwaltung ein Vorschlag 
erarbeitet wird, der dann an die Ortsbeiräte bzw. Ortsvorsteher weitergegeben werden kann. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, bittet Stadtverordnetenvorsteher Erdmann um Abstimmung 
zur Vorlage. 
 
Beschluss: 
Durch Beschluss der geänderten Gebührenordnung zur Friedhofs- und Bestattungsordnung der Stadt 
Grünberg mit dem als Anlage beigefügten Wortlaut werden die Gebührensätze in den §§ 7, 7a, 8, 10 und 
11 entsprechend angehoben. Die geänderten Gebührensätze treten mit Wirkung zum 01. März 2023 in 
Kraft. 
 
Abstimmungsergebnis: 
31 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
 
11. Neubau des Feuerwehrhauses in Lehnheim, Am Stangenröder Weg, 

für die beiden Ortsteile Lehnheim und Stangenrod 
hier: Beschlussvorschlag Vorentwurfsplanung und Kostenschätzung 

VL-12/2023 

 

Der Vorsitzende des Bau-, Landwirtschafts-. Umwelt- und Verkehrsausschusses, Herr Klaus Peter Kreu-
der, berichtet aus der Sitzung am 01.02.2023 und erklärt, dass dieser Ausschuss der Vorlage einstimmig 
zugestimmt hat. 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, berichtet aus der Sitzung am 
07.02.2023 und teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Vorlage ebenfalls einstimmig zuge-
stimmt hat. 
 
Herr Raschke bedankt sich bei den beiden Einsatzabteilungen aus Stangenrod und Lehnheim für ihre 
zukunftsweisende Entscheidung sowie die intensive Mitarbeit im Planungsverfahren. 
 
Herr Stübenrath bittet eindringlich darum, im Zuge der Umsetzung des Projektes unbedingt auch den 
seiner Ansicht nach unverzichtbaren Fahrradweg weiter voranzutreiben. Dieser sei für die Jugendarbeit 
am neuen Feuerwehrgerätehaus zwingend notwendig. 
 
Frau Otto freut sich über die gute Zusammenarbeit bisher und benennt noch einige Fragen und Anre-
gungen ihrer Fraktion auch im Hinblick auf Kosteneinsparungen, die sie gerne im weiteren Verfahren der 
Detailplanung noch mit den Planern besprechen möchte. Bürgermeister Schlosser erteilt Herrn Gotthold 
vom betreuenden Büro das Wort. Dieser erklärt, dass die Größe der PV-Anlage erhöht wurde um einen 
möglichst hohen Anteil am Eigenverbrauch selber erzeugen zu können. Bezüglich der Streichung der 
ortsfesten Ersatznetzanlage führt er aus, dass dies aus wirtschaftlichen Gründen erfolgte. Hierfür ist je-
doch eine mobile Netzersatzanlage vorgesehen, welche im Bedarfsfalle auch für Einsätze außerhalb des 
Feuerwehrgerätehauses genutzt werden kann. 
 
Bezüglich der Fragestellung der Fenstergestaltung gibt Herr Gotthold das Wort an die Vertreter des Ar-
chitektenbüros Faller + Krück weiter. Diese führen aus, dass die geplante Fensteranordnung das Ergeb-
nis einer möglichst optimalen Möblierungsmöglichkeit der Räume geschuldet sei. Eine Verdunklungs-
möglichkeit für den Schulungsraum sei in den Planungen vorgesehen. 
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Bürgermeister Schlosser und Stadtbrandinspektor Sprankel bedanken sich bei allen am Planungsverfah-
ren Beteiligten für die gute, konstruktive und professionelle Zusammenarbeit im Zuge des nunmehr mehr 
als zweijährigen Prozesses. 
 
Herr Stübenrath regt den Einbau eines Stromspeichers, der derzeit nicht vorgesehen sei, an. Herr Gott-
hold erklärt dazu, dass aufgrund des atypischen Nutzerverhaltens an nur wenigen Tagen in der Woche 
davon abgesehen wurde, da dies absolut unwirtschaftlich wäre. Für die Erzeugung von Warmwasser, 
eigne sich der Speicher darüber hinaus nicht. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen lässt Stadtverordnetenvorsteher Erdmann über den 
Tagesordnungspunkt abstimmen. 
 
Beschluss: 
Dem Vorentwurf für den Neubau eines Feuerwehrgerätehauses für die beiden Ortsteile Lehnheim und 
Stangenrod, des Büros ARCHITEKTENKONTOR FALLER + KRÜCK WORKS GMBH (AFK) aus Frank-
furt, des Büros G-TEC Ingenieure GmbH und des Büros Klapp + Müller GmbH aus Siegen gemäß der 
Vorplanung (Stand: 16.1.2023) und der Kostenschätzung (Stand 21.12.2022) über 4.266.738,38 € brutto 
für Ende des Baujahres 2022 zzgl. einer zu erwartenden Baupreissteigerung bis zum Ausführungsbeginn 
in Höhe von 15 %, in Summe 4.906.749,14 € brutto, auf dem Grundstück „Am Stangenröder Weg“, Flur 
1, Flurstück 217 wird zugestimmt. 
 
Die unter der Maßnahme 12601-047 (Neubau eines Feuerwehrgerätehauses für die Stadtteile Lehnheim 
und Stangenrod) bisher vorgesehene Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 1.360.000 € wird zur Ab-
sicherung der Gesamtfinanzierung des Bauvorhabens im Nachtragshaushalt 2023 um 910.000 € auf 
2.270.000 € angehoben. 
 
Abstimmungsergebnis: 
31 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
 
12. Stadt Grünberg, Stadtteil Lehnheim – Änderung des Flächennut-

zungsplanes 
Hier: Feststellungsbeschluss 

VL-20/2023 

 

Der Vorsitzende des Bau-, Landwirtschafts-. Umwelt- und Verkehrsausschusses, Herr Klaus Peter Kreu-
der, berichtet aus der Sitzung am 01.02.2023 und erklärt, dass dieser Ausschuss der Vorlage einstimmig 
zugestimmt hat. 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, berichtet aus der Sitzung am 
07.02.2023 und teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Vorlage ebenfalls einstimmig zuge-
stimmt hat. 
 
Da keine Fragen zum Tagesordnungspunkt vorliegen, bittet Stadtverordnetenvorsteher Erdmann um Ab-
stimmung zur Vorlage. 
 
Beschluss: 
1. Die in der Anlage befindlichen Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Öffent-
lichkeit gemäß § 3 Abs. 1 und 2 BauGB sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 und 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen wer-
den als Stellungnahmen der Stadt Grünberg beschlossen. 
 
2. Die Änderung des Flächennutzungsplanes wird gemäß § 6 BauGB als Flächennutzungsplan festge-
stellt. 
 
3. Die Änderung des Flächennutzungsplanes ist dem Regierungspräsidium Gießen gemäß § 6 Abs. 1 
BauGB zur Genehmigung vorzulegen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
31 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
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13. Stadt Grünberg, Stadtteil Lehnheim – Aufstellung des Bebauungspla-
nes 99 Am Stangenröder Weg 
Hier: Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 

VL-21/2023 

 

Der Vorsitzende des Bau-, Landwirtschafts-. Umwelt- und Verkehrsausschusses, Herr Klaus Peter Kreu-
der, berichtet aus der Sitzung am 01.02.2023 und erklärt, dass dieser Ausschuss der Vorlage einstimmig 
zugestimmt hat. 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, berichtet aus der Sitzung am 
07.02.2023 und teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Vorlage ebenfalls einstimmig zuge-
stimmt hat. 
 
Da keine Fragen zum Tagesordnungspunkt vorliegen, bittet Stadtverordnetenvorsteher Erdmann um Ab-
stimmung zur Vorlage. 
 
Beschluss: 
1. Die in der Anlage befindlichen Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Öffent-
lichkeit gemäß § 3 Abs. 1 und 2 BauGB sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 und 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen werden 
als Stellungnahmen der Stadt Grünberg und somit als Abwägung im Sinne des § 1 Abs. 7 BauGB be-
schlossen. 
 
2. Der Bebauungsplan wird gemäß § 10 Abs. 1 BauGB sowie § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 91 Abs. 1 und 3 
HBO als Satzung beschlossen und die Begründung hierzu gebilligt. 
 
3. Der Bebauungsplan wird nach Erteilung der Genehmigung der Flächennutzungsplan-Änderung gemäß 
§ 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht und in Kraft gesetzt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
31 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
 
14. Stadt Grünberg, Eignungsflächen für Photovoltaik-Freiflächenanla-

gen 
VL-10/2023 

1. Ergänzung 
 

Der Vorsitzende des Bau-, Landwirtschafts-. Umwelt- und Verkehrsausschusses, Herr Klaus Peter Kreu-
der, berichtet aus der Sitzung am 01.02.2023 und erklärt, dass dieser Ausschuss der Vorlage mehrheit-
lich bei einer Enthaltung zugestimmt hat. 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, berichtet aus der Sitzung am 
07.02.2023 und teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Vorlage einstimmig zugestimmt hat. 
 
Da keine Wortmeldungen zur vorliegen, bittet Stadtverordnetenvorsteher Erdmann um Abstimmung über 
die Vorlage. 
 
Beschluss: 
1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt eine Untersuchung von Eignungsflächen für Photovol-
taik-Freiflächenanlagen für das gesamte Stadtgebiet durchführen zu lassen. 
 
2. Die Ergebnisse der Untersuchung sollen nach ihrer Beratung als „sonstige städtebauliche Planung“ i. 
S. § 1 Abs. 6 Nr. 11 Bau GB beschlossen werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
31 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
 
15. Stadt Grünberg Kernstadt, Bebauungsplan „Photovoltaik-Freiflächen-

anlage Mühlenweg / Auf der Gänsweide“ 
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 

VL-6/2023 
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Der Vorsitzende des Bau-, Landwirtschafts-. Umwelt- und Verkehrsausschusses, Herr Klaus Peter Kreu-
der, berichtet aus der Sitzung am 01.02.2023 und erklärt, dass dieser Ausschuss der Vorlage bei 8 Ja-
Stimmen und 3 Enthaltungen zugestimmt hat. 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, berichtet aus der Sitzung am 
07.02.2023 und teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Vorlage mit 9 Ja-Stimmen und 2 
Enthaltungen zugestimmt hat. 
 
Beschluss: 
1. Für die Flurstücke Gemarkung Grünberg Flur 18 Nr. 34 und 35 wird ein Bebauungsplan aufgestellt.  
 
2. Der räumliche Geltungsbereich ist der nachfolgenden Karte zu entnehmen. Diese ist Bestandteil des 
Aufstellungsbeschlusses.  
 
3. Allgemeines Planziel ist die Schaffung des Bauplanungsrechts für eine Photovoltaik-Freiflächenanlage 
südlich des Umspannwerkes durch die Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes i.S. § 11 Abs. 2 Bau-
nutzungsverordnung.  
 
4. Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt im zweistufigen Regelverfahren mit Umweltprüfung.  
 
5. Die Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgt im Parallelverfahren zeitgleich zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes.  
 
6. Die Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie die Beteiligung der Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sind einzuleiten.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Abgesetzt 
 
16. Errichtung einer Photovoltaik – Freiflächenanlage in Grünberg, Ge-

markung Grünberg, Flur 18, Flurstück 34 und 35 
hier: Städtebaulicher Vertrag 

VL-7/2023 

 

Der Vorsitzende des Bau-, Landwirtschafts-. Umwelt- und Verkehrsausschusses, Herr Klaus Peter Kreu-
der, berichtet aus der Sitzung am 01.02.2023 und erklärt, dass dieser Ausschuss der Vorlage einstimmig 
mit 11 Ja-Stimmen zugestimmt hat. 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, berichtet aus der Sitzung am 
07.02.2023 und teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Vorlage mit 8 Ja-Stimmen und 3 
Enthaltungen zugestimmt hat. 
 
Beschluss: 
Dem vorliegenden Städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadt Grünberg und der Oberhessischen Ver-
sorgungsbetriebe AG (OVAG), Hanauer Straße 9 – 13, 61169 Friedberg wird in der beiliegenden Form 
zugestimmt. 
 
Der Stadt Grünberg entstehen durch den Abschluss der Vereinbarung keine Kosten. 
 
Es werden 2.000,00 € Verwaltungskosten angefordert. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Abgesetzt 
 
17. Stadt Grünberg Kernstadt, Bebauungsplan „Photovoltaik-Freiflächen-

anlage Londorfer Straße / Wartweg“ 
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 

VL-8/2023 
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Der Vorsitzende des Bau-, Landwirtschafts-. Umwelt- und Verkehrsausschusses, Herr Klaus Peter Kreu-
der, berichtet aus der Sitzung am 01.02.2023 und erklärt, dass dieser Ausschuss der Vorlage mit 5 Ja-
Stimmen bei 4 Gegenstimmen und 1 Enthaltung zugestimmt hat. 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, berichtet aus der Sitzung am 
07.02.2023 und teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Vorlage mit 6 Ja-Stimmen und 5 
Enthaltungen zugestimmt hat. 
 
Beschluss: 
1. Für die Flurstücke Gemarkung Grünberg Flur 27 Nr. 110, 111, 112 und 113 (Stadt Grünberg, ehem. 
Wasserhochbehälter) wird ein Bebauungsplan aufgestellt. 
 
2. Der räumliche Geltungsbereich ist der nachfolgenden Karte zu entnehmen. Diese ist Bestandteil des 
Aufstellungsbeschlusses.  
 
3. Allgemeines Planziel ist die Schaffung des Bauplanungsrechts für eine Photovoltaik-Freiflächenanlage 
beidseits der Aussiedlerhöfe im Wartweg durch die Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes i. S. § 
11 Abs. 2 Baunutzungsverordnung.  
 
4. Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt im zweistufigen Regelverfahren mit Umweltprüfung.  
 
5. Die Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgt im Parallelverfahren zeitgleich zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes.  
 
6. Die Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie die Beteiligung der Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sind einzuleiten.  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Abgesetzt 
 
18. Errichtung einer Photovoltaik – Freiflächenanlage in Grünberg, Ge-

markung Grünberg, Flur 27, Flurstücke 110, 111, 112 und 113 
hier: Städtebaulicher Vertrag 

VL-9/2023 

 

Der Vorsitzende des Bau-, Landwirtschafts-. Umwelt- und Verkehrsausschusses, Herr Klaus Peter Kreu-
der, berichtet aus der Sitzung am 01.02.2023 und erklärt, dass dieser Ausschuss der Vorlage einstimmig 
mit 7 Ja-Stimmen bei 3 Gegenstimmen zugestimmt hat. 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, berichtet aus der Sitzung am 
07.02.2023 und teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Vorlage mit 7 Ja-Stimmen und 4 
Enthaltungen zugestimmt hat. 
 
Beschluss: 
Dem vorliegenden Städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadt Grünberg und der JuLe SIM GmbH, Von-
Bibra-Straße 46, 35305 Grünberg wird in der beiliegenden Form zugestimmt. 
 
Der Stadt Grünberg entstehen durch den Abschluss der Vereinbarung keine Kosten. 
 
Es werden 2.000,00 € Verwaltungskosten angefordert. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Abgesetzt 
 
19. Antrag FDP - TKS wg. Schaffung einer Parkfläche VL-22/2023 

 

Da es einige Änderungen in den Ausschussberatungen am vorliegenden Antrag gab, verliest Herr 
Weppler für die antragstellende Partei den jetzt aktuellen Wortlaut des Antrages: 
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„Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Grünberg, bittet den Kreisausschuss beim Landkreis Gie-
ßen um Prüfung, ob die Möglichkeit zur Schaffung von Park- und Halteflächen für die Theo-Koch-Schule 
in der Struppiusstraße besteht sowie die dortige Verkehrsführung zu überprüfen. Die Stadt Grünberg 
könnte hierfür eine geeignete Fläche zur Verfügung stellen, die vom Landkreis Gießen für den von die-
sem zu errichtenden Parkplatz genutzt werden kann.“ 
 
Als Hintergrund des Antrages ergänzt er die dortige derzeitige Situation eines sehr gefährlichen Haltens 
beim Elterntaxi im fließenden Verkehr. 
 
Der Vorsitzende des Bau-, Landwirtschafts-. Umwelt- und Verkehrsausschusses, Herr Klaus Peter Kreu-
der, berichtet aus der Sitzung am 01.02.2023 und erklärt, dass dieser Ausschuss die Vorlage mit 2 Ja-
Stimmen, 7 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen abgelehnt hat. 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, berichtet aus der Sitzung am 
07.02.2023 und teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss der Vorlage in der geänderten Form mit 
9 Ja-Stimmen bei  2 Gegenstimmen zugestimmt hat. 
 
Herr Ebenhöh erklärt, dass seine Fraktion eine Prüfung der Situation durch den Landkreis positiv sieht. 
Seitens der SPD ist man jedoch gegen die Anlage bzw. den Bau einer neuen Parkfläche. Zur Reduzie-
rung des Problems sollte der Kreis stattdessen, auch den Schülerinnen und Schülern ab der Klasse 10, 
eine kostenfreie Nutzung des Busses anbieten. Aus den gennannten Gründen kündigt er die Enthaltung 
seiner Fraktion an. 
 
Frau Otto spricht sich für den Antrag aus, und kündigt die Zustimmung ihrer Fraktion an. 
 
Herr Kreuder kündigt die Ablehnung des Antrages durch seine Fraktion an. Als Begründung führt er aus, 
dass hier die Theo-Koch-Schule bzw. der Kreis in der Pflicht sei, sich um eine sichere Verkehrsführung 
zu kümmern. Seine Fraktion möchte kein Vorreiter für neue Parkflächen zu sein. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt Stadtverordnetenvorsteher Erdmann über den Antrag 
abstimmen. 
 
Beschluss: 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Grünberg bittet den Kreisausschuss beim Landkreis Gie-
ßen um Prüfung, ob die Möglichkeit zur Schaffung von Park- und Halteflächen für die Theo-Koch-
Schule in der Struppiusstraße besteht sowie die dortige Verkehrsführung zu überprüfen. Die Stadt 
Grünberg könnte hierfür eine geeignete Fläche zur Verfügung stellen, die vom Landkreis Gießen für 
den von diesem zu errichtenden Parkplatz genutzt werden kann. 
 
Abstimmungsergebnis: 
16 Ja-Stimme(n), 10 Gegenstimme(n), 5 Stimmenthaltung(en) 
 
20. Antrag FDP - Anlage einer Bürger-PV-Anlage VL-24/2023 

 

Herr Weppler erläutert den Antrag und sieht diesen als Ergänzung zum Tagesordnungspunkt 14. Hiermit 
möchte seine Fraktion erreichen, dass auch Bürgerinnen und Bürger, welche nicht die Möglichkeit zur 
Errichtung einer eigenen Anlage haben, eine Möglichkeit angeboten bekommen, sich an einer solchen 
zu beteiligen. 
 
Der Vorsitzende des Bau-, Landwirtschafts-. Umwelt- und Verkehrsausschusses, Herr Klaus Peter Kreu-
der, berichtet aus der Sitzung am 01.02.2023 und erklärt, dass dieser Ausschuss dem Antrag mehrheit-
lich zugestimmt hat. 
 
Der Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses, Herr Jens Müll, berichtet aus der Sitzung am 
07.02.2023 und teilt mit, dass der Haupt- und Finanzausschuss dem Antrag einstimmig mit 11 Ja-Stim-
men zugestimmt hat. 
 
Beschluss: 
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Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen ob in der Gemarkung der Großgemeinde Grünberg eine Bürger-
PV-Anlage errichtet werden kann. In diesem Zusammenhang ist ebenfalls zu prüfen ob die Nutzung von 
Flächen möglich ist, die derzeit bereits für Gasleitung und Hochspannung von Baumbewuchs freigehalten 
werden müssen. Insbesondere wird hierbei an folgende Flächen gedacht:  
 
• unter der Hochspannung von Lauter nach Weickartshain (Waldstücke: Am Schlegel/Schlegel/ Neue 

Wald (Flur 14?)  
• an der L3127, links hinter der Autobahn A5 auf der gerodeten Waldfläche (Auf dem Lieberberg) - ein 

Ausgleich der verlorenen Waldfläche könnte durch Erweiterung der für den Ausgleich der Windener-
gieanlagen genutzten Flächen vorgenommen werden.  

• an der Bahnstrecke Grünberg - Lehnheim, links auf städtischen Grundstücken (hier können private 
Grundstücke bei Interesse des Eigentümers angepachtet und mitverwendet werden).  

 
Hierbei handelt es sich um „An der eisernen Hand 20 und 21“ sowie „Am Burggemündener Weg 74, 75 
und 76" 
 
Abstimmungsergebnis: 
30 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en) 
 
21. Mitteilungen 

 

21.1 Haushaltsgenehmigung 
 

Bürgermeister Schlosser teilt mit, dass der Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan für 2023 am 01. 
Februar 2023 durch die Aufsichtsbehörde genehmigt wurde. 
 
21.2 Partnerschaftsfeier Partnerstädte 

 

Des Weiteren teilt er mit, dass bezüglich der anstehenden Partnerschaftsfeier mit den Partnerstädten, der 
Magistrat entschieden hat, dass pro Person 125 Euro für die Fahrt nach Condom, sowie 150 Euro für die 
Fahrt nach Mragowo, durch die Stadt Grünberg übernommen werden. Er ergänzt, dass er sich über wei-
tere Anmeldungen sehr freuen würde. 
 
21.3 Nächster Sitzungstermin 

 

Stadtverordnetenvorsteher Erdmann teilt mit, dass die nächste Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 
am 30. März 2023 stattfindet und schließt die Sitzung um 20:18 Uhr. 
 
Stadtverordnetenvorsteher Karlheinz Erdmann schließt die öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenver-
sammlung um 19:30 Uhr und bedankt sich bei den Zuschauer für Ihre Teilnahme. 
 
Grünberg, 10.02.2023 
 
__________________   __________________ 
Karlheinz Erdmann    Sven Knöß 
Stadtverordnetenvorsteher   Schriftführer 
 
 
 




